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Pressemitteilung     
 

 
20 Jahre Pflegeurteil des Bundesverfassungsgerichts: Familienbund fordert 
Umsetzung 
 
Angesichts des 20. Jahrestages des Karlsruher Pflegeurteils weist der Familienbund 
der Katholiken darauf hin, dass dieses für alle Familien in Deutschland wichtige Ur-
teil immer noch nicht umgesetzt ist. „Das Pflegeurteil von 2001 ist ein Meilenstein für 
die Familiengerechtigkeit“, sagte Familienbundpräsident Ulrich Hoffmann heute in 
Berlin. „Es ist seither geltendes Verfassungsrecht, dass die kostenaufwendige Erzie-
hung von Kindern in der auf dem Generationenvertrag basierenden Sozialversiche-
rung einen generativen Beitrag darstellt, den der Gesetzgeber bei der Bemessung 
der monetären Sozialversicherungsbeiträge beitragsmindernd berücksichtigen 
muss. Auf die verfassungsrechtlich gebotene Entlastung bei den Sozialversiche-
rungsbeiträgen warten Familien aber bis heute. Die Untätigkeit des Gesetzgebers 
führt nicht nur zu einer ungerechten Benachteiligung von Familien, sondern auch zu 
Familien- und Kinderarmut. Auch vor dem Hintergrund des demographischen Wan-
dels ist eine Umsetzung des Karlsruher Urteils dringend notwendig, um ökonomi-
sche Anreize gegen Kinder zu beseitigen und die Sozialversicherung zu stabilisie-
ren.“ Der Familienbund fordert einen Kinderfreibetrag in der Renten-, Kranken- und 
Pflegeversicherung, wie es ihn im Steuerrecht bereits gibt. 
 
Berlin, 01. April 2021 – Vor 20 Jahren, am 3. April 2001, hat das Bundesverfassungsgericht 

entschieden, es sei „mit Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 GG nicht zu vereinba-

ren, dass Mitglieder der sozialen Pflegeversicherung, die Kinder betreuen und erziehen und 

damit neben dem Geldbeitrag einen generativen Beitrag zur Funktionsfähigkeit eines umla-

gefinanzierten Sozialversicherungssystems leisten, mit einem gleich hohen Pflegeversiche-

rungsbeitrag wie Mitglieder ohne Kinder belastet werden.“ Zugleich haben die Richter da-

rauf hingewiesen, dass sich die Tragweite ihrer Ausführungen nicht auf die soziale Pflege-

versicherung beschränkt, sondern dass „die Bedeutung des vorliegenden Urteils auch für 

andere Zweige der Sozialversicherung zu prüfen sein wird“. Dazu Ulrich Hoffmann: „Dass 

das Bundesverfassungsgericht auch auf die anderen – 2001 gar nicht zur Entscheidung an-

stehenden – Sozialversicherungszweige verwiesen hat, kann man nur als Wink mit dem 

Zaunpfahl verstehen. Die Übertragbarkeit der richterlichen Argumentation liegt auf der 

Hand. Insbesondere ist die Kindererziehung auch in der umlagefinanzierten Rentenversi-

cherung ein systemnotwendiger Beitrag. Schließlich handelt es sich bei der Rentenversi-

cherung um das Musterbeispiel eines Generationenvertrages. Umso unverständlicher ist 

es, dass die Bundesregierung im Beitragsrecht der Rentenversicherung keine Notwendig-

keit für Familienentlastungen sieht.“ Der Familienbund kritisiert auch die unterbliebene Bei-

tragsentlastung für Familien in der gesetzlichen Krankenversicherung. „Die sogenannte 

‚beitragsfreie‘ Mitversicherung ändert an der Benachteiligung der Familien nichts“, so Ulrich 

Hoffmann. „Das hat das Bundesverfassungsgericht für die Pflegeversicherung ausdrücklich 

betont, in der es die Familienversicherung auch gibt. Zudem kann von Beitragsfreiheit keine 
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Rede sein, da das gesamte Familieneinkommen verbeitragt wird – inklusive dem Ein-

kommensanteil, der für den Unterhalt der Kinder vorgesehen ist.“ 

 

Eine minimale Umsetzung des Karlsruher Urteils erfolgte nur in der sozialen Pflegeversi-

cherung. Hier hat der Gesetzgeber 2005 einen Beitragszuschlag von 0,25 Prozentpunkten 

für Kinderlose eingeführt. Eine aus Sicht des Familienbundes unzureichende und sachwid-

rige Lösung, wie Ulrich Hoffmann erläutert: „Statt Familien abhängig von der Kinderzahl 

und entsprechend der Höhe ihres generativen Beitrages zu entlasten, werden Kinderlose 

belastet. Statt die Entlastung auf diejenigen zu konzentrieren, die in der aktuellen Familien-

phase Zeit und Geld für Kinder aufwenden müssen, werden Eltern lebenslang entlastet. 

Statt den generativen Beitrag der Höhe nach zumindest einigermaßen adäquat anzuerken-

nen, wird nur eine minimale Beitragsdifferenzierung vorgenommen. Ganz zu schweigen da-

von, dass die generativen Beiträge der Familien bei allen seit 2005 erfolgten Erhöhungen 

des Pflegeversicherungsbeitrages außer Acht geblieben sind – sogar bei der Finanzierung 

des Pflegevorsorgefonds, der ab 2035 an die Stelle fehlender Beitragszahler treten und da-

mit das Demographieproblem abfedern soll, für das die Familien nicht verantwortlich sind. 

Es ist eindeutig: Auch in der Pflegeversicherung besteht eine verfassungswidrige Lage. 

Auch hier muss das Urteil von 2001 erst noch umgesetzt werden.“ 

 

Weiterführende Informationen: 

• Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 3. April 2001 - 1 BvR 1629/94 -,  

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidun-

gen/DE/2001/04/rs20010403_1bvr162994.html 

• Abgabenbelastung von Familien mit Durchschnittseinkommen: Horizontaler Ver-

gleich 2021, https://www.familienbund.org/presse/pressemitteilungen/sozialversi-

cherung-macht-familien-arm-familienverb%C3%A4nde-fordern  

 

 
Ohne Familien ist kein Staat zu machen. 
 
Der Familienbund der Katholiken ist der mitgliederstärkste Familienverband Deutsch-
lands. Ihm gehören 25 Diözesan-, 10 Landes- sowie 13 Mitgliedsverbände an. Seit 65 
Jahren setzt sich der familienpolitische Fachverband für eine familiengerechtere Gesell-
schaft ein. Der Verband versteht sich als „Stimme der Familien“ – als Interessenvertre-
tung aller Familien in Gesellschaft, Politik und Kirche. Die Rahmenbedingungen für Fami-
lien müssen nach Ansicht des Familienbundes so gestaltet sein, dass jede Familie – un-
abhängig von ihrer jeweiligen Ausprägung – bestmöglich gelingen kann.   
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Pressekontakt: 

 
Familienbund der Katholiken – Bundesverband 
Matthias Dantlgraber 
Bundesgeschäftsführer 
Littenstraße 108, 10179 Berlin 
 
www.familienbund.org 
www.rente-sich-wer-kann.org 
www.elternklagen.org  

 
 
Tel.: +49 (0)30 326 756 16 
Fax: +49 (0)30 326 756 20 
E-Mail: dantlgraber@familienbund.org 
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